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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Müller-Hermann, Erhard (Bad Schwalbach), 
Dr. Lenz (Bergstraße), Kunz (Berlin) und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Gleichwertigkeit der Juristenausbildung in Bremen mit der Juristenausbildung 
nach §§ 5, 5 a des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die in Bre- 
men nach dem Bremischen Juristenausbildungsgesetz erfol- 
gende Juristenausbildung nicht gleichwertig ist mit der Ju- 
ristenausbildung, wie sie in den §§ 5 und 5 a DRiG vorge- 
sehen ist? 

2. Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um eine 
gleichwertige Juristenausbildung auch im Lande Bremen 
sicherzustellen? Ist sie insbesondere bereit, erforderlichen- 
falls Klage beim Bundesverfassungsgericht auf Feststellung 
der Nichtigkeit des Bremischen Juristenausbildungsgesetzes 
zu erheben? 

3. Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um 
zu gewährleisten, daß Juristenausbildungsgesetze in ande- 
ren Bundesländern den Anforderungen der §§ 5 bis 5 b DRiG 
genügen? 


Bonn, den 28. November 1973 


Vogel (Ennepetal) 

Dr. Müller-Hermann 
Erhard (Bad Schwalbach) 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Kunz (Berlin) 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Die Bremische Bürgerschaft hat am 27. Juni 1973 aufgrund der 
sog. Experimentierklausel (§ 5 b) des DRiG ein Bremisches Ju- 
ristenausbildungsgesetz verabschiedet, das die nach § 5 b DRiG 
erforderliche Gleichwertigkeit der Ausbildung nicht gewähr- 
leistet und das gegen das Grundgesetz verstößt. 

Das Gesetz legt den Ausbildungsinhalt nur unzureichend fest. 
Insbesondere wird offengelassen, was Studienpflichtfächer sind. 
Die Festsetzung der Ausbildungs- und Prüfungsinhalte wird fast 
ausschließlich einem unabhängigen Ausbildungs- und Prüfungs- 
amt im Zusammenwirken mit der Universität überlassen. 

Abgesehen von einem integrierten sozialwissenschaftlichen Ein- 
gangsstudium von einem Jahr umfaßt die Ausbildung das 
Hauptstudium I und das Hauptstudium II. Im Hauptstudium I 
erfolgt die Ausbildung bei einem Landgericht in Zivilsachen nur 
wahlweise. Im Hauptstudium II gehört Zivilrecht nicht zu den 
Schwerpunktbereichen. Da auch für die sog. abgeschichteten 
Prüfungen und das Auschlußverfahren Arbeiten und Prüfungen 
im Zivilrecht nicht obligatorisch sind, kann der Bremer Jurist 
seine Ausbildung „erfolgreich" abschließen, ohne Kenntnisse 
im Zivilrecht zu haben. 

Die Gleichwertigkeit dieser Ausbildung mit der nach §§ 5, 5 a 
DRiG ist damit nicht gegeben. 

Das Bremische Juristenausbildungsgesetz verstößt auch gegen 
das Grundgesetz. Nach Artikel 33 Abs. 2 GG hat jeder Deutsche 
nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung glei- 
chen Zugang zu jedem öffentlichen Amt. Daraus folgt, daß einer- 
seits die Behörden die Verpflichtung haben, den besten Bewer- 
ber um ein Amt auszuwählen, andererseits der einzelne ein sub- 
jektives Recht hat, aufgrund besserer Leistungen einem ande- 
ren, leistungsschwächeren Bewerber vorgezogen zu werden. 
Einem Juristen, der die Bremischen Prüfungen abgelegt hat, ist 
die Möglichkeit genommen, seine Qualifikation nachzuweisen, 
da seine Prüfungsergebnisse nicht je nach Leistung bewertet 
werden, sondern lediglich mit „bestanden" oder „nicht bestan- 
den". 

Das Bremische Juristenausbildungsgesetz überträgt die Fest- 
legung und die Gestaltung des Ausbildungsinhalts auf ein un- 
abhängiges Ausbildungs- und Prüfungsamt. Der Senator für 
Rechtspflege und Strafvollzug führt lediglich die Rechtsaufsicht. 
Die fehlende Weisungsbefugnis des an sich zuständigen Sena- 
tors führt dazu, daß die Bremische Juristenausbildung letztlich 
von niemandem zu verantworten ist: Die Bürgerschaft ist we- 
gen der Unbestimmtheit des Gesetzes und der Senat ist wegen 
fehlender Einwirkungsmöglichkeit auf das Ausbildungs- und 
Prüfungsamt nicht verantwortlich. Die Verantwortlichkeit des 
Ausbildungs- und Prüfungsamtes selbst entfällt, weil es ein 
Gremium ist, das weder ein politisches Mandat besitzt noch der 
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Kontrolle durch einen demokratischen Mandatsträger unter- 
liegt. Da die Juristenausbildung von erheblichem politischen 
Gewicht ist, ist ihre Übertragung auf das unabhängige Ausbil- 
dungs- und Prüfungsamt verfassungswidrig. 

Beim Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen sind An- 
träge auf Feststellung der Unvereinbarkeit des Bremischen Ju- 
ristenausbildungsgesetzes mit der Landesverfassung anhängig. 
Die Befugnis der Bundesregierung zur Klage beim Bundesverfas- 
sungsgericht wegen Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz und 
dem Deutschen Richtergesetz wird dadurch nicht berührt. 
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